
RICHTLINIE 2008/9/EG DES RATES

vom 12. Februar 2008

zur Regelung der Erstattung der Mehrwertsteuer gemäß der Richtlinie 2006/112/EG an nicht im
Mitgliedstaat der Erstattung, sondern in einem anderen Mitgliedstaat ansässige Steuerpflichtige

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 93,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Sowohl die Verwaltungsbehörden der Mitgliedstaaten als
auch Unternehmen haben erhebliche Probleme mit den
Durchführungsbestimmungen, die in der Richtlinie
79/1072/EWG des Rates vom 6. Dezember 1979 zur
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa-
ten über die Umsatzsteuern — Verfahren zur Erstattung
der Mehrwertsteuer an nicht im Inland ansässige Steuer-
pflichtige (3) festgelegt sind.

(2) Die Regelungen jener Richtlinie sollten hinsichtlich der
Frist, innerhalb deren die Entscheidungen über die Er-
stattungsanträge den Unternehmen mitzuteilen sind, ge-
ändert werden. Gleichzeitig sollte vorgesehen werden,
dass auch die Unternehmen innerhalb bestimmter Fristen
antworten müssen. Außerdem sollte das Verfahren ver-
einfacht und durch den Einsatz fortschrittlicher Techno-
logien modernisiert werden.

(3) Das neue Verfahren sollte die Stellung der Unternehmen
stärken, da die Mitgliedstaaten zur Zahlung von Zinsen
verpflichtet sind, falls die Erstattung verspätet erfolgt; zu-
dem wird das Einspruchsrecht der Unternehmen gestärkt.

(4) Aus Gründen der Klarheit und besseren Lesbarkeit sollte
die bisher in Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom
28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwerts-
teuersystem (4) enthaltene Bestimmung über die Anwen-
dung der Richtlinie 79/1072/EWG nun in die vorlie-
gende Richtlinie aufgenommen werden.

(5) Da die Ziele dieser Richtlinie auf Ebene der Mitgliedstaa-
ten nicht ausreichend verwirklicht werden können und
daher wegen des Umfangs der Maßnahmen besser auf
Gemeinschaftsebene zu verwirklichen sind, kann die
Gemeinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5 des
EG-Vertrags niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig
werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genann-
ten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese Richt-
linie nicht über das zur Erreichung dieser Ziele erforder-
liche Maß hinaus.

(6) Nach Nummer 34 der Interinstitutionellen Vereinbarung
über bessere Rechtsetzung (5) sind die Mitgliedstaaten auf-
gefordert, für ihre eigenen Zwecke und im Interesse der
Gemeinschaft eigene Tabellen aufzustellen, aus denen im
Rahmen des Möglichen die Entsprechungen zwischen
dieser Richtlinie und den Umsetzungsmaßnahmen zu
entnehmen sind, und diese zu veröffentlichen.

(7) Im Interesse der Eindeutigkeit sollte die Richtlinie
79/1072/EWG daher aufgehoben werden — vorbehalt-
lich der erforderlichen Übergangsmaßnahmen für Er-
stattungsanträge, die vor dem 1. Januar 2010 gestellt
werden —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Diese Richtlinie regelt die Einzelheiten der Erstattung der Mehr-
wertsteuer gemäß Artikel 170 der Richtlinie 2006/112/EG an
nicht im Mitgliedstaat der Erstattung ansässige Steuerpflichtige,
die die Voraussetzungen von Artikel 3 erfüllen.

Artikel 2

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

1. „nicht im Mitgliedstaat der Erstattung ansässiger Steuerpflich-
tiger“ jeden Steuerpflichtigen im Sinne von Artikel 9 Ab-
satz 1 der Richtlinie 2006/112/EG, der nicht im Mitglied-
staat der Erstattung, sondern im Gebiet eines anderen Mit-
gliedstaates ansässig ist;
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2. „Mitgliedstaat der Erstattung“ den Mitgliedstaat, mit dessen
Mehrwertsteuer die dem nicht im Mitgliedstaat der Erstattung
ansässigen Steuerpflichtigen von anderen Steuerpflichtigen in
diesem Mitgliedstaat gelieferten Gegenstände oder erbrachten
Dienstleistungen oder die Einfuhr von Gegenständen in die-
sen Mitgliedstaat belastet wurden;

3. „Erstattungszeitraum“ den Zeitraum nach Artikel 16, auf den
im Erstattungsantrag Bezug genommen wird;

4. „Erstattungsantrag“ den Antrag auf Erstattung der Mehrwert-
steuer, mit der der Mitgliedstaat der Erstattung die dem nicht
im Mitgliedstaat der Erstattung ansässigen Steuerpflichtigen
von anderen Steuerpflichtigen in diesem Mitgliedstaat gelie-
ferten Gegenstände oder erbrachten Dienstleistungen oder
die Einfuhr von Gegenständen in diesen Mitgliedstaat belastet
hat;

5. „Antragsteller“ den nicht im Mitgliedstaat der Erstattung an-
sässigen Steuerpflichtigen, der den Erstattungsantrag stellt.

Artikel 3

Diese Richtlinie gilt für jeden nicht im Mitgliedstaat der Erstat-
tung ansässigen Steuerpflichtigen, der folgende Voraussetzungen
erfüllt:

a) er hat während des Erstattungszeitraums im Mitgliedstaat der
Erstattung weder den Sitz seiner wirtschaftlichen Tätigkeit
noch eine feste Niederlassung, von der aus Umsätze bewirkt
wurden, noch hat er — in Ermangelung eines solchen Sitzes
oder einer solchen festen Niederlassung — dort seinen
Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort;

b) er hat während des Erstattungszeitraums keine Gegenstände
geliefert oder Dienstleistungen erbracht, die als im Mitglied-
staat der Erstattung bewirkt gelten, mit Ausnahme der fol-
genden Umsätze:

i) die Erbringung von Beförderungsleistungen und damit
verbundene Nebentätigkeiten, die gemäß den Artikeln
144, 146, 148, 149, 151, 153, 159 oder Artikel 160
der Richtlinie 2006/112/EG steuerfrei sind;

ii) Lieferungen von Gegenständen oder Dienstleistungen, de-
ren Empfänger nach den Artikeln 194 bis 197 und Arti-
kel 199 der Richtlinie 2006/112/EG die Mehrwertsteuer
schuldet.

Artikel 4

Diese Richtlinie gilt nicht für:

a) nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates der Erstat-
tung fälschlich in Rechnung gestellte Mehrwertsteuerbeträge;

b) in Rechnung gestellte Mehrwertsteuerbeträge für Lieferungen
von Gegenständen, die gemäß Artikel 138 oder Artikel 146
Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 2006/112/EG von der
Steuer befreit sind oder befreit werden können.

Artikel 5

Jeder Mitgliedstaat erstattet einem nicht im Mitgliedstaat der
Erstattung ansässigen Steuerpflichtigen die Mehrwertsteuer, mit
der die ihm von anderen Steuerpflichtigen in diesem Mitglied-
staat gelieferten Gegenstände oder erbrachten Dienstleistungen
oder die Einfuhr von Gegenständen in diesen Mitgliedstaat be-
lastet wurden, sofern die betreffenden Gegenstände und Dienst-
leistungen für Zwecke der folgenden Umsätze verwendet wer-
den:

a) in Artikel 169 Buchstaben a und b der Richtlinie
2006/112/EG genannte Umsätze;

b) Umsätze, deren Empfänger nach den Artikeln 194 bis 197
und Artikel 199 der Richtlinie 2006/112/EG, wie sie im
Mitgliedstaat der Erstattung angewendet werden, Schuldner
der Mehrwertsteuer ist.

Unbeschadet des Artikels 6 wird für die Anwendung dieser
Richtlinie der Anspruch auf Vorsteuererstattung nach der Richt-
linie 2006/112/EG, wie diese Richtlinie im Mitgliedstaat der
Erstattung angewendet wird, bestimmt.

Artikel 6

Voraussetzung für eine Erstattung im Mitgliedstaat der Erstat-
tung ist, dass der nicht im Mitgliedstaat der Erstattung ansässige
Steuerpflichtige Umsätze bewirkt, die in dem Mitgliedstaat, in
dem er ansässig ist, ein Recht auf Vorsteuerabzug begründen.

Bewirkt ein nicht im Mitgliedstaat der Erstattung ansässiger
Steuerpflichtiger im Mitgliedstaat, in dem er ansässig ist, sowohl
Umsätze, für die ein Recht auf Vorsteuerabzug besteht, als auch
Umsätze, für die dieses Recht in diesem Mitgliedstaat nicht be-
steht, darf durch den Mitgliedstaat der Erstattung aus dem nach
Artikel 5 erstattungsfähigen Betrag nur der Teil der Mehrwert-
steuer erstattet werden, der gemäß der Anwendung von Artikel
173 der Richtlinie 2006/112/EG im Mitgliedstaat, in dem er
ansässig ist, auf den Betrag der erstgenannten Umsätze entfällt.

Artikel 7

Um eine Erstattung von Mehrwertsteuer im Mitgliedstaat der
Erstattung zu erhalten, muss der nicht im Mitgliedstaat der Er-
stattung ansässige Steuerpflichtige einen elektronischen Erstat-
tungsantrag an diesen Mitgliedstaat richten und diesen in dem
Mitgliedstaat, in dem er ansässig ist, über das von letzterem
Mitgliedstaat eingerichtete elektronische Portal einreichen.
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Artikel 8

(1) Der Erstattungsantrag muss die folgenden Angaben ent-
halten:

a) Name und vollständige Anschrift des Antragstellers;

b) eine Adresse für die elektronische Kommunikation;

c) eine Beschreibung der Geschäftstätigkeit des Antragstellers,
für die die Gegenstände und Dienstleistungen erworben wer-
den;

d) der Erstattungszeitraum, auf den sich der Antrag bezieht;

e) eine Erklärung des Antragstellers, dass er während des Er-
stattungszeitraums keine Lieferungen von Gegenständen be-
wirkt und Dienstleistungen erbracht hat, die als im Mitglied-
staat der Erstattung bewirkt gelten, mit Ausnahme der Um-
sätze gemäß Artikel 3 Buchstabe b Ziffern i und ii;

f) die Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer oder Steuerregis-
ternummer des Antragstellers;

g) seine Bankverbindung (inklusive IBAN und BIC).

(2) Neben den in Absatz 1 genannten Angaben sind in dem
Erstattungsantrag für jeden Mitgliedstaat der Erstattung und für
jede Rechnung oder jedes Einfuhrdokument folgende Angaben
zu machen:

a) Name und vollständige Anschrift des Lieferers oder Dienst-
leistungserbringers;

b) außer im Falle der Einfuhr die Mehrwertsteuer-Identifika-
tionsnummer des Lieferers oder Dienstleistungserbringers
oder die ihm vom Mitgliedstaat der Erstattung zugeteilte
Steuerregisternummer im Sinne der Artikel 239 und 240
der Richtlinie 2006/112/EG;

c) außer im Falle der Einfuhr das Präfix des Mitgliedstaats der
Erstattung im Sinne des Artikels 215 der Richtlinie
2006/112/EG;

d) Datum und Nummer der Rechnung oder des Einfuhrdoku-
ments;

e) Steuerbemessungsgrundlage und Mehrwertsteuerbetrag in der
Währung des Mitgliedstaats der Erstattung;

f) gemäß Artikel 5 und Artikel 6 Absatz 2 berechneter Betrag
der abziehbaren Mehrwertsteuer in der Währung des Mit-
gliedstaats der Erstattung;

g) gegebenenfalls der nach Artikel 6 berechnete und als Pro-
zentsatz ausgedrückte Pro-rata-Satz des Vorsteuerabzugs;

h) Art der erworbenen Gegenstände und Dienstleistungen auf-
schlüsselt nach den Kennziffern gemäß Artikel 9.

Artikel 9

(1) In dem Erstattungsantrag muss die Art der erworbenen
Gegenstände und Dienstleistungen nach folgenden Kennziffern
aufgeschlüsselt werden:

1 = Kraftstoff;

2 = Vermietung von Beförderungsmitteln;

3 = Ausgaben für Transportmittel (andere als unter Kennziffer
1 oder 2 beschriebene Gegenstände und Dienstleistun-
gen);

4 = Maut und Straßenbenutzungsgebühren;

5 = Fahrtkosten wie Taxikosten, Kosten für die Benutzung
öffentlicher Verkehrsmittel;

6 = Beherbergung;

7 = Speisen, Getränke und Restaurantdienstleistungen;

8 = Eintrittsgelder für Messen und Ausstellungen;

9 = Luxusausgaben, Ausgaben für Vergnügungen und Reprä-
sentationsaufwendungen;

10 = Sonstiges.

Wird die Kennziffer 10 verwendet, ist die Art der gelieferten
Gegenstände und erbrachten Dienstleistungen anzugeben.

(2) Der Mitgliedstaat der Erstattung kann vom Antragsteller
verlangen, dass er zusätzliche elektronisch verschlüsselte Anga-
ben zu jeder Kennziffer gemäß Absatz 1 vorlegt, sofern dies
aufgrund von Einschränkungen des Rechts auf Vorsteuerabzug
gemäß der Richtlinie 2006/112/EG, wie diese im Mitgliedstaat
der Erstattung angewendet wird, oder im Hinblick auf die An-
wendung einer vom Mitgliedstaat der Erstattung gemäß den
Artikeln 395 oder 396 jener Richtlinie gewährten relevanten
Ausnahmeregelung erforderlich ist.

DE20.2.2008 Amtsblatt der Europäischen Union L 44/25



Artikel 10

Unbeschadet der Informationsersuchen gemäß Artikel 20 kann
der Mitgliedstaat der Erstattung verlangen, dass der Antragsteller
zusammen mit dem Erstattungsantrag auf elektronischem Wege
eine Kopie der Rechnung oder des Einfuhrdokuments einreicht,
falls sich die Steuerbemessungsgrundlage auf einer Rechnung
oder einem Einfuhrdokument auf mindestens 1 000 EUR oder
den Gegenwert in der jeweiligen Landeswährung beläuft. Betrifft
die Rechnung Kraftstoff, so ist dieser Schwellenwert 250 EUR
oder der Gegenwert in der jeweiligen Landeswährung.

Artikel 11

Der Mitgliedstaat der Erstattung kann vom Antragsteller verlan-
gen, eine Beschreibung seiner Geschäftstätigkeit anhand der har-
monisierten Codes vorzulegen, die gemäß Artikel 34a Absatz 3
Unterabsatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1798/2003 des Rates (1)
bestimmt werden.

Artikel 12

Der Mitgliedstaat der Erstattung kann angeben, in welcher Spra-
che oder welchen Sprachen die Angaben in dem Erstattungsan-
trag oder andere zusätzliche Angaben von dem Antragsteller
vorgelegt werden müssen.

Artikel 13

Wird nach Einreichung des Erstattungsantrags der angegebene
Pro-rata-Satz des Vorsteuerabzugs nach Artikel 175 der Richt-
linie 2006/112/EG angepasst, so muss der Antragsteller den
beantragten oder bereits erstatteten Betrag berichtigen.

Die Berichtigung ist in einem Erstattungsantrag im auf den ent-
sprechenden Erstattungszeitraum folgenden Kalenderjahr vorzu-
nehmen, oder — falls der Antragsteller in diesem Kalenderjahr
keine Erstattungsanträge einreicht — durch Übermittlung einer
gesonderten Erklärung über das von dem Mitgliedstaat, in dem
er ansässig ist, eingerichtete elektronische Portal.

Artikel 14

(1) Der Erstattungsantrag hat sich auf Folgendes zu beziehen:

a) den Erwerb von Gegenständen oder Dienstleistungen, der
innerhalb des Erstattungszeitraums in Rechnung gestellt wor-
den ist, sofern der Steueranspruch vor oder zum Zeitpunkt
der Rechnungsstellung entstanden ist, oder für den der
Steueranspruch während des Erstattungszeitraums entstanden
ist, sofern der Erwerb vor Eintreten des Steueranspruchs in
Rechnung gestellt wurde;

b) die Einfuhr von Gegenständen, die im Erstattungszeitraum
getätigt worden ist.

(2) Unbeschadet der in Absatz 1 genannten Vorgänge kann
sich der Erstattungsantrag auch auf Rechnungen oder Einfuhr-

dokumente beziehen, die von vorangegangenen Erstattungsan-
trägen nicht umfasst sind, wenn sie Umsätze betreffen, die in
dem fraglichen Kalenderjahr getätigt wurden.

Artikel 15

(1) Der Erstattungsantrag muss dem Mitgliedstaat, in dem der
Steuerpflichtige ansässig ist, spätestens am 30. September des
auf den Erstattungszeitraum folgenden Kalenderjahres vorliegen.
Der Erstattungsantrag gilt nur dann als vorgelegt, wenn der
Antragsteller alle in den Artikeln 8, 9 und 11 geforderten An-
gaben gemacht hat.

(2) Der Mitgliedstaat, in dem der Antragsteller ansässig ist,
hat diesem unverzüglich eine elektronische Empfangsbestäti-
gung zu übermitteln.

Artikel 16

Der Erstattungszeitraum darf nicht mehr als ein Kalenderjahr
und nicht weniger als drei Kalendermonate betragen. Erstat-
tungsanträge können sich jedoch auf einen Zeitraum von weni-
ger als drei Monaten beziehen, wenn es sich bei diesem Zeit-
raum um den Rest eines Kalenderjahres handelt.

Artikel 17

Bezieht sich der Erstattungsantrag auf einen Erstattungszeitraum
von weniger als einem Kalenderjahr, aber mindestens drei Mo-
naten, so darf der Mehrwertsteuerbetrag, der Gegenstand des
Erstattungsantrags ist, nicht unter 400 EUR oder dem Gegen-
wert in Landeswährung liegen.

Bezieht sich der Erstattungsantrag auf einen Erstattungszeitraum
von einem Kalenderjahr oder den Rest eines Kalenderjahres, darf
der Mehrwertsteuerbetrag nicht niedriger sein als 50 EUR oder
der Gegenwert in Landeswährung.

Artikel 18

(1) Der Mitgliedstaat, in dem der Antragsteller ansässig ist,
übermittelt dem Mitgliedstaat der Erstattung den Erstattungsan-
trag nicht, wenn der Antragsteller im Mitgliedstaat, in dem er
ansässig ist, im Erstattungszeitraum

a) für Zwecke der Mehrwertsteuer kein Steuerpflichtiger ist;

b) nur Gegenstände liefert oder Dienstleistungen erbringt, die
gemäß den Artikeln 132, 135, 136 und 371, den Artikeln
374 bis 377, Artikel 378 Absatz 2 Buchstabe a, Artikel 379
Absatz 2 oder den Artikeln 380 bis 390 der Richtlinie
2006/112/EG oder den inhaltsgleichen Befreiungsvorschrif-
ten gemäß der Beitrittsakte von 2005 ohne Recht auf Vor-
steuerabzug von der Steuer befreit sind;

c) die Steuerbefreiung für Kleinunternehmen nach den Artikeln
284, 285, 286 und 287 der Richtlinie 2006/112/EG in An-
spruch nimmt;
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d) die gemeinsame Pauschalregelung für landwirtschaftliche Er-
zeuger nach den Artikeln 296 bis 305 der Richtlinie
2006/112/EG in Anspruch nimmt.

(2) Der Mitgliedstaat, in dem der Antragsteller ansässig ist,
teilt dem Antragsteller seine Entscheidung gemäß Absatz 1 auf
elektronischem Wege mit.

Artikel 19

(1) Der Mitgliedstaat der Erstattung setzt den Antragsteller
auf elektronischem Wege unverzüglich vom Datum des Ein-
gangs des Antrags beim Mitgliedstaat der Erstattung in Kenntnis.

(2) Der Mitgliedstaat der Erstattung teilt dem Antragsteller
innerhalb von vier Monaten ab Eingang des Erstattungsantrags
in diesem Mitgliedstaat mit, ob er die Erstattung gewährt oder
den Erstattungsantrag abweist.

Artikel 20

(1) Ist der Mitgliedstaat der Erstattung der Auffassung, dass er
nicht über alle relevanten Informationen für die Entscheidung
über eine vollständige oder teilweise Erstattung verfügt, kann er
insbesondere beim Antragsteller oder bei den zuständigen Be-
hörden des Mitgliedstaats, in dem der Antragsteller ansässig ist,
innerhalb des in Artikel 19 Absatz 2 genannten Viermonats-
zeitraums elektronisch zusätzliche Informationen anfordern.
Werden die zusätzlichen Informationen bei einer anderen Per-
son als dem Antragsteller oder der zuständigen Behörde eines
Mitgliedstaats angefordert, soll das Ersuchen nur auf elektro-
nischem Wege ergehen, wenn der Empfänger des Ersuchens
über solche Mittel verfügt.

Gegebenenfalls kann der Mitgliedstaat der Erstattung weitere
zusätzliche Informationen anfordern.

Die gemäß diesem Absatz angeforderten Informationen können
die Einreichung des Originals oder eine Durchschrift der ein-
schlägigen Rechnung oder des einschlägigen Einfuhrdokuments
umfassen, wenn der Mitgliedstaat der Erstattung begründete
Zweifel am Bestehen einer bestimmten Forderung hat. In diesem
Fall gelten die in Artikel 10 genannten Schwellenwerte nicht.

(2) Die gemäß Absatz 1 angeforderten Informationen sind
dem Mitgliedstaat der Erstattung innerhalb eines Monats ab Ein-
gang des Informationsersuchens bei dessen Adressaten vorzu-
legen.

Artikel 21

Fordert der Mitgliedstaat der Erstattung zusätzliche Informatio-
nen an, so teilt er dem Antragsteller innerhalb von zwei Mona-
ten ab Eingang der angeforderten Informationen, oder, falls er
keine Antwort auf sein Ersuchen erhalten hat, binnen zwei
Monaten nach Ablauf der Frist nach Artikel 20 Absatz 2 mit,
ob er die Erstattung gewährt oder den Erstattungsantrag abweist.
Der Zeitraum, der für die Entscheidung über eine vollständige
oder teilweise Erstattung ab Eingang des Erstattungsantrags im
Mitgliedstaat der Erstattung zur Verfügung steht, beträgt jedoch
auf jeden Fall mindestens sechs Monate.

Wenn der Mitgliedstaat der Erstattung weitere zusätzliche Infor-
mationen anfordert, teilt er dem Antragsteller innerhalb von
acht Monaten ab Eingang des Erstattungsantrags in diesem Mit-
gliedstaat die Entscheidung über eine vollständige oder teilweise
Erstattung mit.

Artikel 22

(1) Wird eine Erstattung gewährt, so erstattet der Mitglied-
staat der Erstattung den erstattungsfähigen Betrag spätestens
innerhalb von 10 Arbeitstagen, nach Ablauf der Frist nach Arti-
kel 19 Absatz 2, oder, falls zusätzliche oder weitere zusätzliche
Informationen angefordert worden sind, nach Ablauf der ent-
sprechenden Fristen nach Artikel 21.

(2) Die Erstattung ist im Mitgliedstaat der Erstattung oder auf
Wunsch des Antragstellers in jedem anderen Mitgliedstaat aus-
zuzahlen. In letzterem Falle zieht der Mitgliedstaat der Erstat-
tung von dem an den Antragsteller auszuzahlenden Betrag die
Kosten der Banküberweisung ab.

Artikel 23

(1) Wird der Erstattungsantrag ganz oder teilweise abgewie-
sen, so teilt der Mitgliedstaat der Erstattung dem Antragsteller
gleichzeitig mit seiner Entscheidung die Gründe für die Ableh-
nung mit.

(2) Der Antragsteller kann bei den zuständigen Behörden des
Mitgliedstaats der Erstattung Einspruch gegen eine Entscheidung,
einen Erstattungsantrag abzuweisen, einlegen, und zwar in den
Formen und binnen der Fristen, die für Einsprüche bei Erstat-
tungsanträgen der in diesem Mitgliedstaat ansässigen Personen
vorgesehen sind.

Wenn nach dem Recht des Mitgliedstaates der Erstattung das
Versäumnis, innerhalb der in dieser Richtlinie festgelegten Fris-
ten eine Entscheidung über den Erstattungsantrag zu treffen,
weder als Zustimmung noch als Ablehnung betrachtet wird,
müssen jegliche Verwaltungs- oder Rechtsverfahren, die in dieser
Situation Steuerpflichtigen, die in diesem Mitgliedstaat ansässig
sind, zugänglich sind, entsprechend für den Antragsteller zu-
gänglich sein. Gibt es solche Verfahren nicht, so gilt das Ver-
säumnis, innerhalb der festgelegten Frist eine Entscheidung über
den Erstattungsantrag zu treffen, als Ablehnung des Antrags.

Artikel 24

(1) Wurde die Erstattung auf betrügerischem Wege oder
sonst zu Unrecht erlangt, so nimmt die zuständige Behörde
im Mitgliedstaat der Erstattung — unbeschadet der Bestimmun-
gen über die Amtshilfe bei der Beitreibung der Mehrwertsteuer
— nach dem in dem Mitgliedstaat der Erstattung geltenden
Verfahren unmittelbar die Beitreibung der zu Unrecht ausge-
zahlten Beträge sowie etwaiger festgesetzter Bußgelder und Zin-
sen vor.

(2) Sind verwaltungsrechtliche Sanktionen verhängt oder
Zinsen festgesetzt, aber nicht entrichtet worden, so kann der
Mitgliedstaat der Erstattung jede weitere Erstattung bis in Höhe
des ausstehenden Betrags an den betreffenden Steuerpflichtigen
aussetzen.
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Artikel 25

Der Mitgliedstaat der Erstattung berücksichtigt die in Bezug auf
einen früheren Erstattungsantrag vorgenommene Berichtigung
gemäß Artikel 13 in Form einer Erhöhung oder Verringerung
des zu erstattenden Betrags oder im Falle der Übermittlung einer
gesonderten Erklärung durch separate Auszahlung oder Einzie-
hung.

Artikel 26

Der Mitgliedstaat der Erstattung schuldet dem Antragsteller Zin-
sen auf den zu erstattenden Betrag, falls die Erstattung nach der
in Artikel 22 Absatz 1 genannten Zahlungsfrist erfolgt.

Legt der Antragsteller dem Mitgliedstaat der Erstattung die an-
geforderten zusätzlichen oder weiteren zusätzlichen Informatio-
nen nicht innerhalb der vorgesehenen Fristen vor, so findet
Absatz 1 keine Anwendung. Entsprechendes gilt bis zum Ein-
gang der nach Artikel 10 elektronisch zu übermittelnden Do-
kumente beim Mitgliedstaat der Erstattung.

Artikel 27

(1) Zinsen werden für den Zeitraum berechnet, der sich vom
Tag nach dem letzten Tag der Frist für die Zahlung der Erstat-
tung gemäß Artikel 22 Absatz 1 bis zum Zeitpunkt der tatsäch-
lichen Zahlung der Erstattung erstreckt.

(2) Die Zinssätze entsprechen den geltenden Zinssätzen für
die Erstattung von Mehrwertsteuer an im Mitgliedstaat der Er-
stattung ansässige Steuerpflichtige nach dem nationalen Recht
des betroffenen Mitgliedstaats.

Falls nach nationalem Recht für Erstattungen an ansässige
steuerpflichtige Personen keine Zinsen zu zahlen sind, entspre-
chen die Zinssätze den Zinssätzen bzw. den entsprechenden
Gebühren, die der Mitgliedstaat der Erstattung bei verspäteten
Mehrwertsteuerzahlungen der Steuerpflichtigen anwendet.

Artikel 28

(1) Diese Richtlinie gilt für Erstattungsanträge, die nach dem
31. Dezember 2009 gestellt werden.

(2) Die Richtlinie 79/1072/EWG wird mit Wirkung vom
1. Januar 2010 aufgehoben. Sie gilt jedoch für Erstattungsan-
träge, die vor dem 1. Januar 2010 gestellt werden, weiter.

Bezugnahmen auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Bezug-
nahmen auf diese Richtlinie, mit Ausnahme für Erstattungsan-
träge, die vor dem 1. Januar 2010 gestellt werden.

Artikel 29

(1) Die Mitgliedstaaten setzen zum 1. Januar 2010 die
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die erforderlich
sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie setzen die Kom-
mission unverzüglich davon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten solche Vorschriften erlassen, nehmen
sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mit-
gliedstaaten regeln die Einzelheiten solch einer Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 30

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt
der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 31

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 12. Februar 2008.

Im Namen des Rates
Der Präsident
A. BAJUK
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